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Die weltweite Inanspruchnahme von natürlichen Böden für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke ist weiterhin hoch. Das gilt auch für Deutschland, 
wo es noch immer nicht gelungen ist, die Flächenneuinanspruchnahme 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abzukoppeln. Das ist das Ziel einer 
Flächenkreislaufwirtschaft mit einem Null-Hektar-Flächenverbrauch, wie sie 
die Bundesregierung in ihrem Klimaschutzplan 2050 anstrebt. 
Die IÖR-Veröffentlichungsreihe Flächennutzungsmonitoring informiert 
über Ursachen, Wirkungen, indikatorbasierte Beschreibung von Stand und 
Entwicklung, Prognosen sowie Best-Practice-Beispielen einer nachhaltigen 
Flächenhaushaltspolitik. Damit sollen der Praxis Informationen an die Hand 
gegeben werden, um dem Flächenverbrauch, der Bodenversiegelung, der 
Zersiedelung und der Landschaftszerschneidung wirksam zu begegnen. 
Dazu werden aktuelle Ergebnisse aus Wissenschaft und Praxis vorgestellt, 
die auf dem Dresdner Flächennutzungssymposium 2019 präsentiert und 
diskutiert wurden. 
Der vorliegende Band fokussiert auf die Themen: internationale und 
nationale Entwicklungen in der Flächenpolitik, Flächenmanagement, 
Flächenmonitoring und -analysen, Bodenversiegelung, Indikatoren und 
Methoden, smarte Datenerhebung sowie Grün in der Stadt.
Das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung veröffentlicht 
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Insbesondere in verdichteten Stadtregionen steht eine steigende Wohn- und Gewer-
beflächennachfrage dem Nachhaltigkeitsziel der Reduktion der Flächenneuinanspruch-
nahme gegenüber. Die aktuelle Expansion der Städte erfordert regionale Lösungen 
zur Steuerung der Siedlungsentwicklung im Sinne eines nachhaltigen Flächenmanage-
ments mit dem Ziel, das Leitbild kompakter, umweltverträglicher Siedlungsstrukturen im 
regionalen Kontext zu verwirklichen. Die Regionalplanung verfügt dazu über ein 
relativ ausgefeiltes Instrumentarium. Optimierungsbedarf besteht bei den Festlegungen 
zur quantitativen Steuerung der Flächenneuinanspruchnahme. Ein Umsetzungsdefizit 
der regionalplanerischen Vorstellungen auf lokaler Ebene ergibt sich vor allem aufgrund 
fehlender Akzeptanz für flächensparende Siedlungsstrukturen bei Bevölkerung, Unter-
nehmen und Politik.
1 Einführung und Hintergrund
Viele (Groß-)Städte in Deutschland sehen sich aufgrund der derzeit hohen Zuwande-
rung mit einem ansteigenden Siedlungsdruck konfrontiert (Milbert 2017). Insbesondere 
Zentren in verdichteten Stadtregionen können der Nachfrage nach Flächen für Wohn- 
und Gewerbebau häufig nicht mehr auf ihrem eigenen Stadtgebiet gerecht werden. 
Es sind daher zunehmend regionale Lösungen erforderlich, um eine bedarfsgerechte 
Siedlungsentwicklung zu gewährleisten. Gleichzeitig ist das nationale Ziel der Reduktion 
der Flächenneuinanspruchnahme auf 30 Hektar pro Tag bis 2020 bzw. unter 30 Hektar 
bis 2030 zu verfolgen (Die Bundesregierung 2002, 99; Die Bundesregierung 2017, 159). 
Zwar gehen infolge vielfältiger Anstrengungen und flächenpolitischer Aktivitäten die 
Wachstumsraten der täglichen Flächenneuinanspruchnahme für Siedlung und Verkehr 
seit 2000 zurück. Dennoch lag der Entwicklungstrend im Vierjahresmittel 2013 bis 2016 
mit 62 Hektar pro Tag noch deutlich über dem angestrebten Ziel von 30 Hektar (UBA 
2017).
Vor diesem Hintergrund werden im Rahmen des Forschungsvorhabens „Kompakte, 
umweltverträgliche Siedlungsstrukturen im regionalen Kontext – Potenziale, Hemm-
nisse und Handlungsansätze einer integrierten Siedlungs- und Verkehrsplanung im 
Zusammenhang von Stadt und Region (KuSirK)“ des Umweltbundesamtes anhand 
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von vier Fallstudien Erfolgsfaktoren und Hemmnisse bei der Umsetzung dieses Leitbil-
des identifiziert. Dazu werden kompakte, umweltverträgliche Siedlungsstrukturen im 
regionalen Kontext zunächst anhand qualitativer Kriterien (Tab. 1) definiert und im 
Anschluss mit den Festlegungen des jeweiligen Regionalplans verglichen. Des Weiteren 
werden ergänzende formelle wie informelle Instrumente auf ihren Beitrag zur Umset-
zung des Leitbildes analysiert. Neben der Auswertung von Plandokumenten kann auf 
intensive Expertengespräche mit regionalen und kommunalen Akteuren der städtisch 
geprägten Regionen zurückgegriffen werden, um Umsetzungsdefizite und Entwick-
lungsbedarfe der regionalen Steuerungsansätze für flächensparende Siedlungsstruktu-
ren aufzuzeigen. Diese sind die Grundlage für Handlungsvorschläge zur Modifizierung 
des regionalplanerischen Instrumentariums, um die Inanspruchnahme von Freiräumen 
für Siedlungszwecke zukünftig wesentlich zu verringern. In diesem Beitrag wird auf zwei 
Untersuchungsregionen und ihre Ansätze eines nachhaltigen Flächenmanagements ein-
gegangen: die Region Münsterland und die Region Stuttgart.
Tab. 1: Zielsetzung in den Regionalplänen für eine kompakte, umweltverträgliche Siedlungs-
entwicklung im regionalen Kontext (Quelle: eigene Bearbeitung nach Bezirksregierung Münster 
2014; VRS 2009)
Komponente der Definition Region  Münsterland
Region 
Stuttgart
Minimierung der Flächenneuinanspruchnahme Z/G Z/G
Anschluss neuer Siedlungsentwicklung an bestehende Siedlungsstrukturen Z/G (Z)
Begrenzung der Zersiedelung Z/G -
Effiziente Flächennutzung für Siedlungszwecke (Innen- vor Außen-
entwicklung)
Z/G Z/G
Konzentration der Siedlungsentwicklung auf wenige geeignete Standorte 
(z. B. Zentrale Orte)
Z/G Z/G
ÖV-System als punkt-axiale Grundstruktur regionaler Siedlungsentwicklung G Z/G
Siedlungsschwerpunkte mit Erreichbarkeitsvorteilen, insbesondere  
ÖV-Anschluss
(G) G
Erhalt/Stärkung des leistungsfähigen reg. ÖV-Systems Z/G Z/G
Minimierung verkehrlicher Erschließung und Emissionen G G
Freihalten großräumig zusammenhängender Freiräume von Besiedelung G Z/G
Schutz der Funktionen (siedlungsnaher) Freiräume Z/G Z/G
Förderung gesunder Arbeits- und Lebensbedingungen - G
Z = Ziel der Raumordnung; G = Grundsatz der Raumordnung; () = Gültigkeit durch Landesweiten 
Raumordnungsplan
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2 Regionales Flächenmanagement durch Steuerung  
der Siedlungsentwicklung in der Region Münsterland  
und der Region Stuttgart
2.1 Zielsetzungen für eine flächensparende Siedlungsentwicklung  
in den Regionalplänen
Der Regionalplan Münsterland (2014) und der Regionalplan für die Region Stuttgart 
(2009) greifen mit ihren Aussagen eine Bandbreite an Aspekten auf, welche für die 
Entwicklung kompakter, umweltverträglicher Siedlungsstrukturen im regionalen Kontext 
relevant sind. Es werden nahezu alle Komponenten des Definitionsansatzes ausdrücklich 
als Zielsetzung in den jeweiligen Festlegungen genannt (Tab. 1).
Leichte Unterschiede werden bei der Rechtsnormqualität der Vorgaben deutlich. Der 
Minimierung der Flächenneuinanspruchnahme kommt in beiden Dokumenten als Ziel 
der Raumordnung ein hoher Stellenwert zu.
2.2 Eingesetzte Planelemente zur Steuerung der  
Siedlungsentwicklung
Der Einsatz von Planelementen zur Steuerung der Siedlungsentwicklung in der Region 
Münsterland und der Region Stuttgart erfolgt nach einem ähnlichen Muster. Unter-
schiede in der Ausgestaltung der Vorgaben zeigen sich erneut im Umfang sowie der 
rechtlichen Qualität (Tab. 2).
Eine regionale Standortsteuerung erfolgt in der Region Stuttgart durch „Entwicklungs-
achsen“, welche das regionale Rückgrat der Siedlungsentwicklung bilden. Zudem die-
nen in beiden Regionen SPNV- bzw. ÖPNV-Haltepunkte als Schwerpunkte der Sied-
lungsentwicklung. Der Vorrang der Innenentwicklung ist ebenso zwingend zu beachten.
In der Region Münsterland wird die Siedlungsentwicklung maßgeblich durch eine 
Standortsicherung anhand gebietsscharf ausgewiesener Vorranggebiete für „Allgemei-
ne Siedlungsbereiche“ (ASB) sowie „Gewerbe- und Industrieansiedlungsbereiche“ (GIB) 
gesteuert, innerhalb derer die Entwicklung von Baugebieten grundsätzlich zu vollziehen 
ist. Auch in der Region Stuttgart erfolgt eine differenzierte Siedlungskonzentration durch 
die Festlegung von Gemeinden mit verstärkter Siedlungstätigkeit als „Siedlungsberei-
che“ sowie die Darstellung von gebietsscharfen Vorranggebieten für „Schwerpunkte 
des Wohnungsbaus“ und „Schwerpunkte Industrie, Gewerbe und Dienstleistungen“ 
innerhalb Erstgenannter.
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Tab. 2: Planelemente zur Steuerung der Siedlungsentwicklung in der Region Münsterland und der 
Region Stuttgart (Quelle: eigene Bearbeitung nach Bezirksregierung Münster 2014; VRS 2009)
Steuerungsart Region Münsterland Region Stuttgart
Regionale  
Standortsteuerung
- Neue Siedlungsentwicklung an ÖPNV-
  Haltepunkten (G) 
- Vorrang der Innenentwicklung (Z)
- Entwicklungsachsen (Z) 
- Orientierung der Siedlungsentwicklung 
  am SPNV (Z) 
- Vorrang der Innenentwicklung (Z)
Standortsicherung - Allgemeine Siedlungsbereiche (ASB)
  (Z) 
- Gewerbe- und Industrieansiedlungs-
  bereiche (GIB) (Z)
- Siedlungsbereiche (Z) 
- Schwerpunkte des Wohnungsbaus (Z) 
- Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe 
  und Dienstleistungseinrichtungen (Z) 
- Schwerpunkte für Industrie und  
  Logistik (Z)
Mengensteuerung - Bedarfsnachweis für die Inanspruch-
  nahme der ASB (Z) 
- Eigenentwicklung (G)
- Nachweis des Baulandbedarfs (Z) 
  anhand von Orientierungswerten (G) 




- Multifunktionaler Gebietsschutz (Z/G) 
- Monofunktionaler Gebietsschutz (Z/G)
- Grünzäsuren (Z) 
- Multifunktionaler Gebietsschutz (Z/G)
- Monofunktionaler Gebietsschutz (Z/G)
Z = Ziel der Raumordnung; G = Grundsatz der Raumordnung
Neben der qualitativen Steuerung setzen die Regionen auf eine quantitative Begren-
zung der räumlichen Entwicklung in den ausgewiesenen Siedlungsbereichen mittels 
eines verbindlichen Bedarfsnachweises für die Inanspruchnahme von Wohnbaufläche. 
Die angenommene zukünftige Bevölkerungsentwicklung stellt in beiden Regionen den 
Ausgangspunkt dar. Anhand dieser werden im Münsterland die künftigen Wohnbedar-
fe der jeweiligen Kommune zunächst durch die Regionalplanung ermittelt und durch 
landesplanerisch vorgegebene, nach Gemeindegrößenklassen differenzierte Siedlungs-
dichten in Flächenbedarfe umgesetzt, auf deren Grundlage die ASB im Regionalplan 
dargestellt werden. Die Inanspruchnahme dieser im Rahmen der Bauleitplanung bedarf 
dann des Nachweises auf Basis aktueller Berechnungsgrundlagen zum demografischen 
Wandel. Die Siedlungsdichten sind für die Bauleitplanung nicht verbindlich. In der Regi-
on Stuttgart sind die Kommunen für den Nachweis ihrer Bedarfe an neuen Wohneinhei-
ten (WE) zuständig. Von der Regionalplanung wird dazu ein Orientierungswert (0,3 % 
der WE pro Jahr) vorgegeben. Dieser ist als Anhaltspunkt zu verstehen, welcher in ei-
ner detaillierten, fachlichen Auseinandersetzung mit den lokalen Rahmenbedingungen 
(demografische, strukturelle, städtebauliche Besonderheiten, verfügbare Baulücken und 
Flächenreserven etc.) abgestimmt wird. Die Region Stuttgart hat des Weiteren gestaf-
felte Bruttowohndichten verbindlich festgelegt, welche auf die neu zu erschließenden 
Wohnsiedlungen anzuwenden sind.
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Die Siedlungstätigkeit in Gemeinden außerhalb der Siedlungsbereiche wird in beiden 
Regionen auf das Maß des Eigenbedarfs beschränkt. In der Region Stuttgart ist für die 
Eigenentwicklung ebenfalls ein Orientierungswert (0,2 % der WE pro Jahr) vorgegeben, 
welcher als Basis für die Bedarfsberechnung der Kommune dient. Auch hier gelten die 
Vorgaben zur Siedlungsdichte. Der Regionalplan Münsterland enthält keinen konkreten 
Bezugswert für das Maß der Eigenentwicklung.
Zudem erfolgt eine negativ-planerische Steuerung der Siedlungsentwicklung durch 
Planelemente zum Schutz des Freiraums vor Besiedelung. „Grünzäsuren“ sollen in der 
Region Stuttgart ein Zusammenwachsen von Siedlungen verhindern.
3 Erfolgsfaktoren und Hemmnisse bei der Umsetzung  
der regionalplanerischen Siedlungskonzeptionen
3.1 Erfolgsfaktoren einer flächensparenden Siedlungsentwicklung  
im regionalen Kontext
Das im Hinblick auf die Entwicklung kompakter, umweltverträglicher Siedlungsstruktu-
ren im regionalen Kontext ausgereifte formale Instrumentarium der Regionalplanung 
stellt eines der größten Potenziale für die Umsetzung einer flächensparenden Siedlungs-
entwicklung dar. Es wird ein qualitativer wie quantitativer, positiv- wie negativplaneri-
scher Instrumentenmix eingesetzt. Als vorteilhaft hat sich das landesweit obligatorische, 
ergänzende Instrument des systematischen Siedlungsflächenmonitorings in der Region 
Münsterland zur Erfassung der tatsächlichen Flächennutzung und deren Veränderung 
erwiesen. Dieses erleichtert die Umsetzungskontrolle der regionalplanerischen Vorgaben.
Wesentlichen Erfolgsfaktor für eine flächensparende Siedlungsentwicklung stellt auch 
das Bewusstsein und Engagement sowohl bei den regionalen als auch den kommunalen 
PlanerInnen dar. Als förderlich genannt wurden ebenenübergreifende Austauschforma-
te zwischen einerseits Planungsakteuren untereinander, andererseits zwischen den Pla-
nenden und den politischen Akteuren.
In den teilräumlichen Untersuchungsbereichen der Regionen wurde zum Teil eine „star-
ke“ Stellung der Regionalplanung mit konsequenter Durchsetzungskraft als Vorteil bei 
der Umsetzung der Vorgaben zu flächensparenden Siedlungsstrukturen benannt oder 
im Zusammenhang mit interkommunalen Konflikten sogar im Sinne eines Durchgreifens 
gefordert. Dies verdeutlicht noch einmal die Bedeutung der regionalen Ebene für die 
Steuerung einer nachhaltigen, flächensparenden Siedlungsentwicklung.
Bundeslandspezifische Organisations- und Verfahrensregelungen bieten ebenfalls 
Potenziale. So ermöglicht die Konstitution der Region Stuttgart als Regionalverband 
mit direkt gewähltem Regionalparlament eine Regionalpolitik durch eigenständige 
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regionale Gremien, welche in geringerem Maß von kommunalpolitischen Interessen der 
gewählten VertreterInnen beeinflusst wird. Hinsichtlich der Umsetzung der regionalpla-
nerischen Vorgaben hat sich im Münsterland ein zweistufiges Verfahren zur Beteiligung 
der Regionalplanungsbehörde bei der Aufstellung eines Bauleitplans (vorgezogene und 
formelle Beteiligung) als praktikabel erwiesen. Diese Vorgehensweise fördert die Einhal-
tung der Ziele der Raumordnung wie einer flächensparenden Siedlungsentwicklung in 
der kommunalen Bauleitplanung.
3.2 Hemmnisse einer flächensparenden Siedlungsentwicklung  
im regionalen Kontext
Wenngleich das regionalplanerische Steuerungsinstrumentarium mit seinem restrik-
tiven standörtlichen Steuerungsansatz eines der größten Potenziale für die Entwick-
lung flächensparender Siedlungsstrukturen darstellt, werden vereinzelt Defizite bei der 
Umsetzung dieser Zielsetzung in die konzeptionelle Vorstellung zur Siedlungsstruktur 
und den verwendeten Planelementen deutlich. Insbesondere bei der Beschränkung der 
Flächenneuinanspruchnahme sowie der Forcierung einer kompakten Siedlungsstruktur 
mit erhöhten Dichten zeigt sich ein Ausgestaltungsspielraum. Quantifizierte Vorgaben 
zum Flächensparen in Ableitung des 30-Hektar-Ziels werden bisher kaum getroffen. 
Die Berechnung der Bedarfsnachweise als Grundlage für die Siedlungstätigkeit in den 
Regionen Münsterland und Stuttgart erfolgt anhand einer Fortschreibung der zurück-
liegenden Entwicklung der Bevölkerung bzw. Wohneinheiten. So wird, insbesondere 
in Gemeinden mit rückläufiger Bevölkerungsentwicklung und abnehmenden Wohn-
bedarfen, die Flächenneuinanspruchnahme zwar reguliert, jedoch nicht im Sinne des 
30-Hektar-Ziels angepasst. Insbesondere in Anbetracht dessen, dass 2017 quantifizier-
te Vorgaben zum Flächensparen als mögliche Festlegung in Raumordnungsplänen im 
Raumordnungsgesetz (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG) verankert wurden, besteht hier zumindest 
Handlungspotenzial. 
Größtes Hemmnis im Rahmen des regionalen Flächenmanagements ist ein fehlendes 
Bewusstsein bzw. eine geringe Akzeptanz der Bürgerschaft, Unternehmen und der po-
litischen Akteure für flächensparende Siedlungsstrukturen. Trotz einer zunehmend regi-
onal geprägten Lebensweise, in der Wohnen, Arbeiten, Einkaufen etc. an unterschied-
lichen Standorten stattfinden, ist die Sicht sowohl der Politik als auch der Bevölkerung 
stark lokal geprägt. Einerseits beeinflussen die EinwohnerInnen durch ihre Wohnwün-
sche (Eigenheime in Form von Ein- und Zweifamilienhäusern mit Garten) die Gestalt 
neuer Wohngebiete. Gleichzeitig werden höher verdichtete Strukturen im eigenen 
Umfeld abgelehnt. Neben der Stigmatisierung der Klientel des Geschosswohnungsbaus 
sind Befürchtungen über verkehrliche Auswirkungen oder Einflüsse auf das Stadt- und 
Landschaftsbild die häufigsten Gründe. Es besteht zudem eine gesteigerte Bereitschaft, 
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sich gegen Bauprojekte, insbesondere bei der Planung dichterer (Wohn)Baugebiete, zu 
engagieren. 
Entsprechend wird auch in der Politik häufig eine wenig verdichtete Siedlungsstruk-
tur angestrebt. Gerade in sich weniger dynamisch entwickelnden Regionen werden 
verfügbare Flächenreserven als wirtschaftlicher Faktor betrachtet, um die beschriebe-
nen Wohnpräferenzen zu befriedigen. Kommunalpolitische Eigeninteressen hinsicht-
lich wohlhabender Bürger, Arbeitsplätze und entsprechender Steuereinnahmen sowie 
interkommunale Konkurrenzen um diese hemmen die Umsetzung flächensparender 
Siedlungsstrukturen. Dies spiegelt sich auch in einer zurückhaltenden interkommunalen 
Zusammenarbeit, vor allem im gewerblichen Bereich, wider. Auch bei Unternehmen 
spielen in den Fallstudienregionen verdichtete Siedlungsstrukturen bisher kaum eine 
Rolle. Es dominieren weiterhin flächenintensive Hallenbauten mit großen Parkflächen.
Ein weiteres Hemmnis stellen Spekulationen durch GrundstücksbesitzerInnen von 
unbebauten Flächen im Außenbereich, von Baulücken oder anderweitigen Potenzialen 
im Innenbereich dar. So können einerseits bereits durch die Regionalplanung gesicherte, 
unter dem Aspekt einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung geeignete Flächen, anderer-
seits Innenentwicklungspotenziale nicht aktiviert werden.
4 Handlungsempfehlungen und Fazit
Die Regionalplanung erweist sich für die Implementierung von flächensparenden Sied-
lungsstrukturen im regionalen Kontext als wichtiger Akteur, da sie die zentrale Schnitt-
stelle und Ansprechpartner zwischen Land und Kommunen ist und ihr ein relativ ausge-
reiftes regionalplanerisches Instrumentarium zur Verfügung steht. 
Dennoch bedürfen die Planelemente, insbesondere zur quantitativen Steuerung der 
Siedlungsentwicklung, einer Schärfung. Eine Konzentration der Siedlungstätigkeit in 
Orten mit zentralörtlicher Funktion und im Einzugsbereich von SPNV/ÖPNV-Halte-
punkten sowie der Vorrang der Innenentwicklung im Sinne einer regionalen Standort-
steuerung, sind als Ziele der Raumordnung zu verfolgen. Zur Vorbeugung von Speku-
lationen sollten Vorranggebiete für die Siedlungsentwicklung nur ausgewiesen werden, 
wenn diese regionalbedeutsam sind oder besondere Gründe vorliegen. Zielführender 
erscheint die weitgehende Aufgabe der regionalen Standortsicherung zugunsten einer 
kommunalen Standortsuche im Rahmen der (vorbereitenden) Bauleitplanung anhand 
regionalplanerisch festgelegter qualitativer Kriterien in Kombination mit Bedarfs- bzw. 
Schwellenwerten für die Ausweisung von (Wohn)Siedlungsfläche. Unabdingbar ist da-
bei ein verpflichtend zu erbringender kommunaler Bedarfsnachweis für den Umfang der 
Flächenneuinanspruchnahme, welcher im Genehmigungsverfahren geprüft wird. Auch 
für die Eigenentwicklung sollte ein konkreter Bezugswert definiert werden. Für alle Sied-
lungstypen sind darüber hinaus Vorgaben zu Siedlungsdichten in die Regionalpläne zu 
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integrieren, um eine effiziente Flächennutzung zu fördern. Eine Erhöhung der derzeit 
gängigen Werte ist empfehlenswert.
Allerdings stößt die Umsetzung einer effizienten Nutzung der Ressource Fläche durch 
verdichtete Siedlungsstrukturen und die aktive Begrenzung der Flächenneuinanspruch-
nahme auf lokaler Ebene häufig auf ein Akzeptanzdefizit und Widerstände in Bevöl-
kerung und Politik. Angesichts fehlender Anreiz- und Umsetzungsinstrumente kommt 
informellen Aktivitäten zur Förderung flächensparender Siedlungsstrukturen eine große 
Bedeutung zu. Regionale Entwicklungskonzepte im Rahmen verstärkter regionaler und 
interkommunaler Kooperation bieten hier einen möglichen Ansatzpunkt. Des Weiteren 
sollten auch Maßnahmen zum Bewusstseinswandel bei politischen Entscheidungsträge-
rInnen sowie zur Sensibilisierung der Bevölkerung und Unternehmen ergriffen werden. 
Hier gilt es, unter anderem gute Beispiele für verdichteten Wohnungsbau zu kommu-
nizieren. Solche weitergehende Aktivitäten bieten sich an, erfordern aber zusätzliche 
personelle und finanzielle Ressourcen. 
Einen neuen Impuls könnte die vom nationalen Flächensparziel abgeleitete Kontingen-
tierung der Flächenneuinanspruchnahme setzen. Dafür bedarf es allerdings verbindli-
cher, quantifizierter Ziele, welche über einen durch Bund und Länder ausgehandelten 
Verteilungsmechanismus bis zur kommunalen Ebene operationalisiert werden.
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